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Ospelt und Ospelt entdecken die Vorteile von TVision.

Vorteile von TVision
� Time-Shift
� Live-Pause

� Personal Video
Recorder

«�Aha.
�Timeshift.
 Super.�»

EINFACHERLEBEN.
MIT TELECOM LIECHTENSTEIN.
Aktion gültig vom 1. bis 8. September 2012

GRATIS
AUFSCHALTGEBÜHR

1 MONAT GRUND-

GEBÜHR

LIHGA 2012

Halle 1, Stand 12
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Gibt Anlass zum Umdenken: Der Entscheid, die Rauchverbotszone zu verklei-
nern, kann sich auch auf andere Gemeinden auswirken. Bild Archiv/Daniel Ospelt

Ruggell reicht vorläufig keine Beschwerde ein
Das Rauchverbot auf dem
Schellenberger Dorfplatz gilt
nur für das Schulareal, nicht für
den gesamten Aussenbereich.
Diese Entscheidung könnte
auch auf andere Gemeinden
Auswirkungen haben.

Schellenberg/Ruggell. – Der lange
Kampf, dass das Tabakpräventions-
gesetz nicht so eng ausgelegt wird, ist
für Schellenberg zu Ende. Die Be-
schwerdekommission für Verwal-
tungsangelegenheiten gab der Ge-
meinde recht und hat das Rauchver-
bot auf dem Schellenberger Dorf-
platz nur auf das Schulareal be-

schränkt (siehe Ausgabe von ges-
tern).

Ähnliche Probleme mit der Ausle-
gung des Tabakpräventionsgesetzes
gibt es auch in Ruggell. Dort fordert
das Amt, dass der gesamte Aussenbe-
reich des Gemeindesaals und des Mu-
sikhauses als rauchfrei deklariert wer-
den, weil die Primarschule und der
Spielplatz daran angrenzen. Selbst
Ausnahmen für bestimmte Anlässe
werden vom Amt nicht toleriert. Trotz
dem Erfolg Schellenbergs vor der Be-
schwerdekommission wird Ruggell
vorläufig jedoch nicht reagieren.

«Wir werden abwarten, wie der
Entscheid neu umgesetzt wird», sagt
Ernst Büchel, Vorsteher der Gemein-

de Ruggell. Es sei möglich, dass der
entsprechende Artikel des Tabakprä-
ventionsgesetzes zuerst neu und ge-
nauer formuliert werden müsse. Des-
halb seien vorläufig keine weiteren
Aktionen geplant. «Ich gehe davon
aus, dass sich an der momentanen Si-
tuation in der nächsten Zeit nichts
ändert», sagt Büchel weiter. Dies
würde bedeuten, dass das Rauchver-
bot weiterhin bestehen bleiben wür-
de.

Zwar hat die Beschwerdekommissi-
on explizit geschrieben, dass dieser
Entscheid nicht automatisch auch für
andere «Problem»-Gemeinden gelte,
dennoch dürfte der Entscheid ein
wichtiges Signal senden. (jgr)

Neue Gefahrensymbole für chemische Produkte
Im Europäischen Wirtschafts-
raum und in der Schweiz 
wird ein neues Gefahren-
kennzeichnungssystem für 
chemische Produkte eingeführt.
Dies ist eine Anpassung ans 
internationale System «Global-
ly Harmonized System» (GHS). 

Vaduz. – Das Amt für Umweltschutz
schliesst sich der Kampagne des Bun-
desamtes für Gesundheit (BAG) «Ge-
nau geschaut, gut geschützt» an, um
in den nächsten zwei Jahren die Be-
völkerung aktiv zu informieren. Ziel
ist es, die neue Gefahrenkennzeich-
nung und deren Bedeutung bekannt
zu machen und einfache Verhaltensre-
geln zum korrekten Umgang mit che-
mischen Produkten zu vermitteln. Mit
dem Slogan «Genau geschaut, gut ge-
schützt» wird die Bevölkerung für die
wohl wichtigste und dennoch häufig
missachtete Verhaltensregel im Um-
gang mit chemischen Produkten sen-
sibilisiert: Wer die Hinweise auf der
Etikette lesen kann, schützt sich selbst
und die Natur vor Gefahren.

Gefahren, die von chemischen Pro-
dukten ausgehen können, werden neu
mit einem international einheitlichen

System gekennzeichnet, das von den
Vereinten Nationen (UNO) entwi-
ckelt wurde. Dieses System umfasst
neun Gefahrensymbole, die auf ge-
fährliche Eigenschaften von Chemi-
kalien hinweisen. Die schwarzen Zei-
chen auf weissem Grund in rotem
Rahmen lösen die bisher verwende-
ten Symbole ab.

Das neue Kennzeichnungssystem
soll Mensch und Umwelt in der gan-
zen Welt besser vor den Gefahren von
Chemikalien schützen und den Han-
del mit chemischen Produkten inter-
national vereinfachen. Die vollständi-
ge Umstellung auf die neue Kenn-
zeichnung erfolgt schrittweise. Bis En-
de 2017 werden im Handel noch Pro-
dukte mit der bisherigen Kennzeich-
nung anzutreffen sein.

Mobile App für unterwegs
Für die Bevölkerung sowie auch Be-
triebe stehen unter www.cheminfo.ch
Broschüren, Merkblätter, Lernmate-
rialien, Lernfilme und Flyer zum
Download zur Verfügung. Im Rahmen
der Kampagne wird auch eine kosten-
lose App für Smartphones lanciert.
Die Cheminfo-App liefert Informatio-
nen zu den neuen Symbolen, gibt An-
weisungen zum korrekten Umgang

mit Chemikalien und enthält eine
Notruf-145-Funktion, die bei Vergif-
tungsunfällen und Vergiftungsver-
dacht betätigt werden kann. Dabei ge-
langt der Notruf an das Schweizeri-
sche Toxikologische Informationszen-
trum (STIZ), wo rund um die Uhr un-
entgeltlich ärztliche Auskunft erteilt
wird. (ikr)

Im Überblick: Die neuen Symbole.
Bild Keystone

Die Verfassungsdiskussion angestossen
Der Beitritt Liechtensteins zum
EWR hatte weit reichende Fol-
gen. Nachwirkungen zeitigte
aber auch die Debatte um den
EWR. Eine Staatskrise, ausge-
löst durch einen Streit um den
Abstimmungstermin, mündete
in einer Verfassungsdiskussion.

Von Richard Brunhart

Bendern. – Im Dezember vor 20 Jah-
ren stimmten die Liechtensteiner zum
ersten Mal über den Beitritt zum Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum EWR ab.
Dieses Jubiläum nimmt das Liechten-
stein-Institut in Bendern zum Anlass
einer Vortragsreihe, die verschiedene
Aspekte aufgreift. Wilfried Marxer,
Direktor und Forschungsleiter Politik-
wissenschaft des Liechtenstein-Insti-
tuts, beleuchtete gestern die Vorge-
schichte, die zwei Volksabstimmungen
und die innenpolitischen Folgen.

Staatsvertragsreferendum eingeführt
Eine Folge der EWR-Debatte war, dass
ein Staatsvertragsreferendum einge-
führt wurde, damit das Volk über den
EWR-Beitritt abstimmen konnte. Wie
Marxer ausführte, wurde drei Jahre
zuvor eine entsprechende Initiative
der Freien Liste mit Blick auf den
UNO-Beitritt und die Rheinkraftwer-
ke noch deutlich verworfen. Die Initia-
tive der Gewerbe- und Wirtschafts-
kammer dagegen fand eine sehr grosse
Mehrheit von über 70 Prozent.

Die wohl bedeutendste innenpoliti-
sche Wirkung der Diskussion um den
EWR war eine Neuorganisation der

Kompetenzen in der Verfassung. Denn
die Festsetzung des Abstimmungster-
mins über den EWR wurde zum
Zankapfel zwischen Regierung und
Fürst Hans-Adam II.

Differenzen um Zuständigkeit
Wie Marxer ausführte, sprach sich der
Landtag mehrheitlich für einen EWR-
Beitritt aus und beschloss einhellig, ei-
ne Volksabstimmung durchzuführen,
die nach der Volksabstimmung in der
Schweiz stattfinden sollte. Dies wollte
auch die Regierung, die sich gemäss
Volksrechtegesetz als dafür zuständig
erachtete, den Abstimmungstermin
festzusetzen. Der Fürst dagegen woll-
te eine Abstimmung vor der Schweiz.
Er habe argumentiert, dass die Fest-
setzung des Abstimmungstermins in
dieser Sache in seiner Kompetenz lie-
ge, da die Aussenpolitik in die Kompe-
tenzen des Staatsoberhaupts fällt. In
der Folge habe Fürst Hans-Adam an-
gekündigt, die Regierung zu entlassen
und den Landtag aufzulösen, sollte
die Regierung nicht einlenken.

So weit kam es dann aber nicht. Es
wurde eine gemeinsame Erklärung
abgegeben, dass die Liechtensteiner
nach den Schweizern an die Urne ge-
beten werden, die Politik aber weiter
an einem Beitritt festhalten will, auch
wenn das Schweizer Stimmvolk Nein
sagen sollte.

Staatskrise ausgestanden
Neben dem öffentlichen Druck – der
sich insbesondere bei einer Demons-
tration an jenem Tag, an dem der
Landtag aufgelöst werden sollte, zeig-
te – sowie dem gefundenen Kompro-

miss könnte auch die damals geltende
Verfassung ein Grund dafür sein, dass
der Fürst seine Drohung nicht wahr-
gemacht hat. Wie ein interessierter Zu-
hörer ausführte, wäre eine fürstliche
Notverordnung beispielsweise zu 
einem Abstimmungstermin vom
Rechtsdienst nicht ohne Weiteres pu-
bliziert worden. Der Fürst hätte zwar
Regierung und Landtag entlassen
können, hätte aber mindestens vier
Stellvertreter ernennen müssen, von
denen mindestens einer die Notver-
ordnung hätte gegenzeichnen müs-
sen. Das sei wohl ein wichtiger Auslö-
ser gewesen, weshalb diese Bestim-
mung in der neuen Verfassung nicht
mehr enthalten sei.

Problematik nicht gelöst
Wie Wilfried Marxer weiter ausführte,
war mit dem gefundenen Kompromiss
die Verfassungsproblematik nicht ge-
löst. Die Differenzen um die Zustän-
digkeit waren offen zutage getreten
und mussten angegangen werden.
«Diese EWR-Abstimmung war ein
Fingerzeig auf das, was es die nächs-
ten zehn Jahre noch an Auseinander-
setzungen geben sollte», so Marxer.

Ein Nebenaspekt der Debatte be-
trifft die Informationspolitik der Re-
gierung. Bereits bei der ersten Initia-
tive zum Staatsvertragsreferendum
habe der Staatsgerichtshof eine ein-
seitige Abstimmungsinformation kri-
tisiert. Bei der EWR-Abstimmung sei
nicht nur die Regierung wegen fehlen-
der Ausgewogenheit gerügt worden,
sondern auch der Landesfürst, unter
anderem weil er sich nicht in der «ge-
botenen Zurückhaltung» geübt habe.

Weit reichende Folgen: Der Politikwissenschaftler Wilfried Marxer zeigte auf,
welche innenpolitischen Folgen die EWR-Diskussion zeitigte. Bild Daniel Ospelt

Die Vortragsreihe «20 Jahre EWR-Ab-
stimmung 1992 – Rückblick und Aus-
blick» wird an vier Dienstagabenden
fortgesetzt. Die Vorträge beginnen je-
weils um 18 Uhr.

■ 11. September: «20 Jahre nach der
EWR-Abstimmung 1992: Eine aussen-
politische Bilanz» von Georges Baur, As-
sistant Secretary General beim EFTA-
Sekretariat in Brüssel

■ 18. September: «Verwaltungsreform in
Liechtenstein vor dem Hintergrund na-
tionaler Entwicklungen und europäi-

scher Rahmenbedingungen» von Se-
bastian Wolf, Politikwissenschaftler, For-
schungsbeauftragter am Liechtenstein-
Institut

■ 25. September: «Staatliche Souveräni-
tät und Demokratie – Ein Opfer der eu-
ropäischen Integration?» von Christian
Frommelt, Politikwissenschaftler, For-
schungsbeauftragter und Doktorand am
Liechtenstein-Institut

■ 2. Oktober: «Zukunft nach dem EWR?
Kleinstaat und europäische Integrations-
optionen» von Christian Frommelt

VORTRAGSREIHE AM LIECHTENSTEIN-INSTITUT


